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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. April 1970 

III/ 1 - 68070 -E- Mi 9/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Argrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes, zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung 
von Interventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Milch 
und Milcherzeugnisse. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. März 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialauschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlags durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 82t, Goethestraße 54 Telefon 6 35 51, 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Finanzierung von Interventionsausgaben auf dem 
Binnenmarkt für Milch und Milcherzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen 
für die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft 1 ), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1892/ 
68 2 ), insbesondere auf Artikel 6 Absatz. 2, auf Vor- 
schlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Voraussetzungen für die Beteiligung der Ab- 
teilung Garantie des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, nachste- 
hend der „Fonds" genannt, an der Gemeinschafts- 
finanzierung von Interventionsausgaben müssen für 
jede gemeinsame Marktorganisation festgelegt wer- 
den. 

Die folgenden, gemäß Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse 3 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2622/69 4 ), durchgeführten Maßnah- 
men entsprechen den in Artikel 6 Absatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG festgesetzten Bedingungen: 

— Interventionen auf dem Binnenmarkt für Butter 
durch eine Interventionsstelle gemäß Artikel 6 
Absatz 1 und 3 erster Unterabsatz bzw. zweiter 
Unterabsatz erster Satz; 

— Interventionen auf dem Binnenmarkt für Butter 
in Form von Beihilfen für die private Lagerhal- 
tung gemäß Artikel 6 Absatz 2 und besondere 
Interventionsmaßnahmen gemäß Artikel 6 Ab- 
satz 3 zweiter Unterabsatz zweiter Satz; 

— Interventionen auf dem Binnenmarkt für Mager- 
milchpulver durch eine Interventionsstelle gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 und 2; 

— Interventionen auf dem Binnenmarkt für Mager- 
milchpulver in Form von Beihilfen für die private 
Lagerhaltung gemäß Artikel 7 Absatz 3; 

— Interventionen auf dem Binnenmarkt für die 
Käsesorten Grane Padano und Parmigiano-Reg- 
giano durch eine Interventionsstelle gemäß Arti- 
kel 8 Absatz 1 und 2; 

— Interventionen auf dem Binnenmarkt für die 
Käsesorten Grana Padano und Parmigiano-Reg- 
giano in Form von Beihilfen für die private La- 
gerhaltung gemäß Artikel 8 Absatz 3; 


— Interventionen auf dem Binnenmarkt für lager- 
fähige Käsesorten gemäß Artikel 9; 

— Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver, 
die in der Gemeinschaft hergestellt und für Fut- 
terzwecke verwendet werden, gemäß Artikel 10; 

— Beihilfen für in der Gemeinschaft hergestellte 
Magermilch, die zu Kasein verarbeitet wird, 
gemäß Artikel 1 1 ; 

— Maßnahmen zur Verringerung der Butterfett- 
überschüsse gemäß Artikel 12. 

Auf der Grundlage von Artikel 35 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 mußten Sondermaßnahmen 
ergriffen werden, um die in der Gemeinschaft vor- 
handenen Lagerbestände an Butter zu reduzieren. 
Diese Maßnahmen haben den gleichen wirtschaft- 
lichen Effekt wie die in Artikel 6 Absatz 3 zweiter 
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 bzw. 
in Artikel 12 derselben Verordnung vorgesehenen 
Maßnahmen. 

Die gemäß Artikel 6, Artikel 7 und Artikel 8 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 durchgeführten Inter- 
ventionen umfassen mehrere Maßnahmen, insbeson- 
dere den Ankauf, die Lagerung und den Verkauf. 
Zur Ausweisung der einzelnen Ausgabe- und Ein- 
nahmeposten und damit zur Ermittlung der sich er- 
gebenden Nettoverluste eignet sich am besten die 
Methode der Bilanzen. Zur Feststellung einzelner 
Ausgaben muß ein Pauschalverfahren festgelegt wer- 
den, da die Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemein- 
schaftsregelung einen Ermessensspielraum haben 
und bestimmte Kosten nicht harmonisiert sind. 

Es müssen Bestimmungen vorgesehen werden, 
durch die verhindert wird, daß der Fonds die finan- 
ziellen Folgen eines etwaigen fahrlässigen Verhal- 
tens trägt, das bei der Anwendung der Interven- 
tionsregelung festgestellt wird. 

Die Grundregeln für die in Artikel 9 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 vorgesehenen Maßnahmen 
sind noch nicht festgelegt, daß aber die gegebenen- 
falls durch diese Maßnahmen entstehenden Ausga- 
ben grundsätzlich nach Artikel 6 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG finanzierungsfähig sind, sollte be- 
reits jetzt anerkannt werden. Die Regeln für deren 
Berechnung werden anläßlich der Festlegung der 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 29. November 1968, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 238 
vom 30. Dezember 1969, S. 8 
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Grundregeln für diese Maßnahmen erlassen; das 
gleiche gilt für solche Maßnahmen, die nach In- 
krafttreten dieser Verordnung gemäß Artikel 12 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 beschlossen wer- 
den sollten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Fonds, Abteilung Garantie, finanziert gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
unter den in dieser Verordnung festgelegten Bedin- 
gungen die den Mitgliedstaaten entstandenen Aus- 
gaben durch folgende, ab 29. Juli 1968 für Milch und 
Milcherzeugnisse durchgeführte Maßnahmen: 

A. Interventionen auf dem Binnenmarkt für Butter 
durch eine Interventionsstelle gemäß Artikel 6 
Absatz 1 und 3 erster Unterabsatz bzw. zweiter 
Unterabsatz erster Satz der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68; 

B. Interventionen auf dem Binnenmarkt für Butter 
in Form von Beihilfen für die private Lagerhal- 
tung: 

a) Beihilfen gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68, 

b) Sondermaßnahmen gemäß Artikel 6 Absatz 3 
zweiter Unterabsatz 2. Satz der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68; 

C. Interventionen auf dem Binnenmarkt für Mager- 
milchpulver durch eine Interventionsstelle gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68; 

D. Interventionen auf dem Binnenmarkt für Mager- 
milchpulver in Form von Beihilfen für die pri- 
vate Lagerhaltung gemäß Artikel 7 Absatz 3 .der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68; 

E. Interventionen auf dem Binnenmarkt für die 
Käsesorten Grana Padano und Parmigiano-Reg- 
giano durch eine Interventionsstelle gemäß Ar- 
tikel 8 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68; 

F. Interventionen auf dem Binnenmarkt für die 
Käsesorten Grana Padano und Parmigiano-Reg- 
giano in Form von Beihilfen für die private La- 
gerhaltung gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68; 

G. Interventionen auf dem Binnenmarkt für lager- 
fähige Käsesorten gemäß Artikel 9 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68; 

H. Beihilfen für Magermilch und Magermilchpulver, 
die in der Gemeinschaft hergestellt und für Fut- 
terzwecke verwendet werden, gemäß Artikel 10 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68; 

I. Beihilfen für in der Gemeinschaft hergestellte 
Magermilch, die zu Kasein verarbeitet wird, ge- 
mäß Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 804/ 
68; 


J. Maßnahmen zur Verringerung der Butterfettüber- 
schüsse gemäß Artikel 12 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung gilt ferner 

a) als Butter, die Gegenstand einer Intervention 
gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 war, solche Butter, die sich am 29. Juli 
1968 im Besitz der Interventionsstellen befand, 
nachdem sie aufgrund folgender Bestimmungen 
angekauft worden war: 

— Artikel 21 Absatz 2 der Verordnung Nr. 13/ 
64/EWG des Rates vom 5. Februar 1964 zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Milch und Milcher- 
zeugnisse 5 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung Nr. 1020/67/EWG 6 ), oder 

— Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 355/68 des Rates vom 27. März 1968 mit 
Ubergangsmaßnahmen für den Zeitraum vom 
1. April 1968 bis zum Beginn der Anwendung 
des Systems der gemeinsamen Preise für 
Milch und Milcherzeugnisse 7 ), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 828/ 
68 8 ) ; 

b) als Butter, die gemäß den Sondermaßnahmen 
nach Artikel 6 Absatz 3 zweiter Unterabsatz 
erster Satz der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
abgesetzt wurde, solche Butter, die aufgrund von 
Durchführungsbestimmungen zu Artikel 35 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 abgesetzt wurde 
und Gegenstand einer Intervention gemäß Arti- 
kel 6 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 804/ 
68 war, bzw. solche Butter, die sich am 29. Juli 
1968 infolge von Ankaufmaßnahmen gemäß den 
unter Buchstabe a genannten Bestimmungen im 
Besitz der Interventionsstelle befand; 

c) als Butter, die Gegenstand einer Intervention 
gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 war, solche Butter, für die am 29. Juli 
1968 infolge von Interventionen gemäß Artikel 21 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 13/64/EWG ein 
Vertrag für die private Lagerhaltung bestand; 

d) als Butter, die aufgrund der Sondermaßnahmen 
nach Artikel 6 Absatz 3 zweiter Unterabsatz 
zweiter Satz der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
abgesetzt wurde, solche Butter, die aufgrund von 
Durchführungsvorschriften zu Artikel 35 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 abgesetzt wurde und 
Gegenstand einer Intervention gemäß Artikel 6 


5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 549 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 311 
vom 21. Dezember 1967, S. 14 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 27. März 1968, S. 1 

8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 21 
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Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr, 804/68 war, 
bzw. solche Butter, für die am 29. Juli 1968 in- 
folge von Interventionen gemäß Artikel 21 Ab- 
satz 3 der Verordnung Nr. 13/64/EWG ein Ver- 
trag für die private Lagerhaltung bestand; 

e) als Butter, die Gegenstand von Maßnahmen ge- 
mäß Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr, 804/ 
68 war, solche Butter, die Gegenstand von Maß- 
nahmen im Sinne folgender Durchführungsvor- 
schriften zu Artikel 35 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 war: 

— Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1977/68 der Kommission vom 
5. Dezember 1968 zum Verkauf von Butter 
zu herabgesetzten Preisen an die Streitkräfte 
und ihnen gleichgestellte Einheiten 9 ), geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 311/ 
69 10 ) ; 

— Entscheidung der Kommission vom 12. Fe- 
bruar 1969 mit Maßnahmen zugunsten be- 
stimmter Verbrauchergruppen für den ver- 
billigten Bezug von Butter n ), zuletzt geändert 
durch die Entscheidung der Kommission vom 
19. Dezember 1969 l2 ). 

Artikel 3 

1. Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch 
die in Artikel 1 Buchstabe A, C und E genannten 
Interventionen entstanden sind, wird für jeden 
Mitgliedstaat und für jeden Verbuchungszeit- 
raum auf die Weise errechnet, daß die den be- 
treffenden Interventionsstellen in diesen Zeit- 
raum entstandenen Nettoverluste ermittelt wer- 
den. 

2. Die in Absatz 1 genannten Nettoverluste in 
einem bestimmten Verbuchungszeitraum werden 
auf die Weise ermittelt, daß die am Ende des 
im laufenden Verbuchungszeitraum ablaufenden 
Interventionsjahres festgestellten Salden folgen- 
der Konten auf ein Abschlußsammelkonto über- 
tragen werden: 

a) ein Konto für die in Artikel 1 Buchstabe A 
genannten Maßnahmen, 

b) Konten für die in Artikel 1 Buchstabe C ge- 
nannten Maßnahmen, und zwar ein Konto für 
im Sprühverfahren hergestelltes Magermilch- 
pulver und ein Konto für im Walzverfahren 
hergestelltes Magermilchpulver, 

c) Konten für die in Artikel 1 Buchstabe E ge- 
nannten Maßnahmen, und zwar ein Konto für 
jedes Erzeugnis, für das ein Interventions- 
preis festgesetzt wird. 

3. Als Interventionsjahr im Sinne dieser Verord- 
nung gilt der Zeitraum vom 1. April bis zum 
31. März des folgenden Jahres. Wenn jedoch das 
Milchwirtschaftsjahr zu einem anderen Zeitpunkt 
im März oder April wechselt, so gilt dieser Zeit- 
punkt als Zeitpunkt des Übergangs zum neuen 
Interventionsjahr. 


Das Interventionsjahr 1968/1969 beginnt am 
29. Juli 1968 und endet am 30. Juni 1969. 

4. Weist das Abschlußsammelkonto für einen be- 
stimmten Verbuchungszeitraum einen Haben- 
Saldo auf, so wird dieser auf die Haben-Seite 
des Abschlußsammelkontos für den nächsten Ver- 
buchungszeitraum übertragen. 

Artikel 4 

1. Das in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a genannte 
Konto wird belastet mit 

a) dem Wert der vom vorhergehenden Interven- 
tionsjahr übertragenen Buttermengen; dieser 
Wert wird durch Multiplikation der am er- 
sten Tag des neuen Interventionsjahres vor- 
handenen Lagerbestände mit dem an diesem 
Tag geltenden, mit dem Koeffizienten 0,94 
multiplizierten Interventionspreis errechnet. 
Für das Interventionsjahr 1968/1969 wird je- 
doch der am 28. Juli 1968 gültige Interven- 
tionspreis zugrunde gelegt; 

b) dem Betrag der im betreffenden Interven- 
tionsjahr angekauften Butter; 

c) dem Betrag der im Interventionsjahr geleiste- 
ten Ausgaben gemäß Artikel 3 Absatz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 985/68 des Rates vom 
15. Juli 1968 zur Festlegung der Grundregeln 
für die Interventionen auf dem Markt für 
Butter und Rahm 13 ), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 121 1/69 14 ) ; 

d) dem Betrag der durch die Einlagerung im be- 
treffenden Interventionsjahr entstandenen 
Kosten, der aufgrund eines gemäß Artikel 17 
Absatz 1 festzulegenden Pauschalbetrags je 
Tonne Lagerzugang berechnet wird; 

e) dem Betrag der durch die Auslagerung im be- 
treffenden Interventionsjahr entstandenen 
Kosten, der aufgrund eines gemäß Artikel 17 
Absatz 1 festzulegenden Pauschalbetrags je 
Tonne Lagerabgang berechnet wird; 

f) dem Betrag der reinen Lagerkosten im be- 
treffenden Interventionsjahr, außer den Fi- 
nanzierungskosten, der aufgrund eines ge- 
mäß Artikel 17 Absatz 1 festzulegenden Pau- 
schalbetrags pro Gewichtseinheit/Lagerdauer 
errechnet wird; 


9 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 7. Dezember 1968, S. 1 

10 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 43 
vom 20. Februar 1969, S. 14 

u ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 52 
vom 3. März 1969, S. 9 

12 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 13 
vom 19. Januar 1970, S. 21 

13 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 18. Juli 1968, S. 1 

14 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 155 
vom 28. Juni 1969, S. 13 
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g) dem Betrag der Finanzierungskosten im be- 
treffenden Interventionsjahr, der nach einer 
Methode und einem Zinssatz errechnet wird, 
die nach dem in Artikel 26 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Verfahren fest- 
zulegen sind; 

h) dem Betrag der den Interventionsstellen durch | 
Maßnahmen in Anwendung von Artikel 6 ' 
Absatz 3 zweiter Unterabsatz erster Satz der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 während des j 
Interventionsjahres entstandenen Kosten für j 
die Verarbeitung. Der Betrag der Kosten pro , 
Tonne verarbeiteter Butter wird für jede Art ■ 
der Verarbeitung nach dem in Artikel 17 
Absatz 1 vorgesehenen Verfahren festgesetzt; 

i) den im Laufe des Intervehtionsjahres gezahl- 
ten Vergütungen und Beiträgen gemäß Arti- j 
kel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b der Ver- j 
ordnung (EWG) Nr. 1399/69 des Rates vom 
17. Juli 1969 zur Aufstellung der Grundre- 
geln für die Lieferung von Milchfett an das j 
Welternährungsprogramm ir> ); 

j) im Falle Frankreichs mit einem Betrag in 
Höhe des Teils der in Absatz 2 Buchstabe a ; 
genannten Einnahmen, der auf den Berichti- 
gungsbetrag zurückzuführen ist, der in Arti- s 
kel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. ! 
886/68 des Rates vom 28. Juni 1968 zur Fest- 
setzung des Richtpreises für Milch sowie der j 
Interventionspreise für Butter, Magermilch- 1 
pulver, Grana Padano und Parmigiano-Reg- ! 
giano für das Milchwirtschaftsjahr 1968/69 2 * * * * * * * * * * * * * 16 ), j 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) | 
Nr. 2433/69 17 ), vorgesehen ist. Dieser Betrag j 
errechnet sich durch Multiplikation des Be- 
richtigungsbetrages mit den Buttermengen, 
die im Laufe des Interventionsjahres oder in 
dem Teil des Interventionsjahres abgesetzt 
werden, in dem der Berichtigungsbetrag bei 
Ankäufen durch die Interventionsstelle ange- 
wendet wird; ausgenommen sind die Mengen, 
die im Rahmen der Maßnahmen abgesetzt i 
werden, für die ein einheitlicher Verkaufpreis 
für sämtliche Mitgliedstaaten festgesetzt ist. 

2. Das in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a genannte 

Konto wird entlastet mit 

a) dem Gesamtbetrag der durch den Absatz im 

betreffenden Interventionsjahr erzielten Ein- 

nahmen; 

b) dem Wert der auf das nächste Interventions- 

jahr übertragenen Buttermengen; dieser Wert 

wird durch Multiplikationen der am 1. Tag 

des neuen Interventionsjahres vorhandenen 

Butterbestände mit dem an diesem Tag gel- 

tenden, mit dem Koeffizienten 0,94 multipli- 

zierten Interventionspreis errechnet; 

c) dem Wert der Fehlmengen, die über eine be- 

stimmte nach dem Verfahren des Artikels 30 

der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 festzu- 


setzende Toleranzgrenze hinausgehen. Dieser 
Wert wird durch Multiplikation der die Tole- 
ranzgrenze überschreitenden Mengen mit dem 
höchsten Interventionspreis im betreffenden 
Interventionsjahr errechnet. 

Die Fehlmengen sind gleich dem sich aus dem 
laufend geführten Inventar ergebenden Un- 
terschied zwischen dem Sollbestand und dem 
Istbestand, der am letzten Tag des betreffen- 
den Interventionsjahres festgestellt wird, oder 
werden, wenn dieser Unterschied nicht festge- 
stellt wird, mit Hilfe des Sollbestandes nach 
Erschöpfung des Istbestandes des betreffen- 
den Erzeugnisses ermittelt; 

d) den Einnahmen, die während des Interven- 
tionsjahres infolge der Nichtbeachtung der 
Rechts- oder Vertragsvorschriften durch Ver- 
käufer oder Ankäufer entstanden sind; 

e) dem Betrag des zu Lasten der Mitgliedstaaten 
gehenden Teils des Preisabschlags für Butter, 
die gemäß der Entscheidung der Kommission 
vom 6. November 1969 während des Inter- 
ventionsjahres abgesetzt wurde, durch die 
verschiedene Mitgliedstaaten ermächtigt wur- 
den, Butter aus staatlicher Lagerhaltung zu 
herabgesetzten Preisen zum direkten Ver- 
brauch zu verkaufen 18 ); diese Entscheidung 
wurde zuletzt geändert durch eine Entschei- 
dung der Kommission vom 12. Dezember 
1969 lö ). Dieser Betrag errechnet sich durch 
Multiplikation der während des Interven- 
tionsjahres abgesetzten Mengen mit dem Un- 
terschied zwischen dem Betrag, um den der 
am Tag des Inkrafttretens dieser Entschei- 
dung geltende Interventionspreis verringert 
wurde und dem Betrag von 341,5 RE je Tonne; 

f) den von den Lagerhaltern eingenommenen 
Beträgen für Qualitätsminderung oder Ver- 
luste an Erzeugnissen, soweit sich keine Über- 
schneidung zu den Bestimmungen des Buch- 
staben c oder des Artikels 15 ergibt; 

g) im Falle Frankreichs mit einem Betrag in 
Höhe des Teils des in Absatz 1 Buchstabe b 
genannten Butterwerts, der auf den in Arti- 
kel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
886/68 vorgesehenen Berichtigungsbetrag zu- 
rückzuführen ist. Dieser Betrag errechnet sich 
durch Multiplikation des Berichtigungsbetrags 
mit der Buttermenge, die im Laufe des Inter- 

ir> ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 179 
vom 21. Juli 1969, S. 14 

16 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 4. Juli 1968, S. 4 

17 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 307 
vom 7. Dezember 1969, S. 1 

18 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 283 
vom 11. November 1969, S. 19 

19 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 6 
vom 9. Januar 1970, S. 20 
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ventionsjahres zum Interventionspreis zuzüg- 
lich des Berichtigungsbetrages angekauft wor- 
den ist. 

3. Interventionspreise im Sinne dieses Artikels sind 
die Interventionspreise, die gegebenenfalls nach 
Maßgabe von Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 886/68 berichtigt wurden. Im Falle 
Frankreichs wird diese Berichtigung indessen 
nicht angewandt. 

Artikel 5 

1. Die in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genann- 
ten Konten werden belastet mit 

a) dem Wert der vom vorhergehenden Interven- 
tionsjahr übertragenen Magermilchpulver- 
mengen; dieser Wert wird durch Multiplika- 
tion der am 1. Tag des neuen Interventions- 
jahres vorhandenen Lagerbestände mit dem 
an diesem Tag geltenden Interventionspreis 
errechnet; 

b) dem Betrag des im betreffenden Interventions- 
jahr angekauften Magermilchpulvers; 

c) dem Betrag der geleisteten Ausgaben im be- 
treffenden Interventionsjahr gemäß Artikel 3 
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1014/ 

68 des Rates vom 20. Juli 1968 zur Festlegung 
der Grundregeln für die öffentliche Lager- 
haltung von Magermilchpulver 20 ), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2434/ 

69 21 ); 

d) dem Betrag durch durch die Einlagerung ent- 
standenen Kosten im betreffenden Interven- 
tionsjahr, der aufgrund eines gemäß Artikel 
17 Absatz 1 festzulegenden Pauschalbetrags 
je Tonne Lagerzugang berechnet wird; 

e) dem Betrag der durch die Auslagerung 
entstandenen Kosten im betreffenden Inter- 
ventionsjahr, der aufgrund eines gemäß Ar- 
tikel 17 Absatz 1 festzulegenden Pauschalbe- 
trags je Tonne Lagerabgang berechnet wird; 

f) dem Betrag der reinen Lagerkosten im betref- 
fenden Interventionsjahr, außer den Finanzie- 
rungskosten, der aufgrund eines gemäß Ar- 
tikel 17 Absatz 1 festzulegenden Pauschalbe- 
trags pro Gewichtseinheit/Lagerdauer errech- 
net wird; 

g) dem Betrag der Finanzierungskosten im be- 
treffenden Interventionsjahr, der nach einer 
Methode und einem Zinssatz errechnet wird, 
die nach dem in Artikel 26 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Verfahren fest- 
zulegen sind; 

h) dem Betrag der der Interventionsstelle durch 
Maßnahmen in Anwendung von Artikel 7 
Absatz 2 zweiter Unterabsatz der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 während des Interventions- 
jahres entstandenen Kosten für die Verarbei- 
tung; der Betrag der Kosten je Tonne ver- 
arbeitetes Magermilchpulver wird für jede 


Art der Verarbeitung nach dem in Artikel 17 
Absatz 1 vorgesehenen Verfahren festge- 
setzt; 

i) den im Laufe des Interventionsjahres ge- 
zahlten Vergütungen, Beiträgen und Erstat- 
tungen der Weiterbeförderungskosten ge- 
mäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b 
der Verordnung (EWG) Nr. 1852/69 des Rates 
vom 16. September 1969 zur Aufstellung von 
Grundregeln für die Lieferung von Mager- 
milchpulver an das Welternährungsprogramm 
und an das Internationale Komitee vom Roten 
Kreuz 22 ) ; 

j) im Falle Frankreichs mit einem Betrag in 
Höhe des Teils der in Absatz 2 Buchstabe a 
genannten Einnahmen, der auf den in Arti- 
kel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
886/68 vorgesehenen Berichtigungsbetrag zu- 
rückzuführen ist. Dieser Betrag errechnet sich 
durch Multiplikation des Berichtigungsbetra- 
ges mit den Magermilchpulvermengen, die im 
Laufe des Interventionsjahres oder in dem 
Teil des Jahres abgesetzt wurden, in dem der 
Berichtigungsbetrag bei Ankäufen durch die 
Interventionsstelle angewendet wird; aus- 
genommen sind die Mengen, die im Rahmen 
der Verordnung (EWG) Nr. 1285/69 der Kom- 
mission vom 3. Juli 1969 über Bestimmungen 
zur Dauerausschreibung von Magermilchpul- 
ver, das zur Verarbeitung zu Mischfutter für 
Schweine oder Geflügel bestimmt ist, aus Be- 
ständen der Interventionsstellen, zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2482/ 
69 24 ), zwecks Verarbeitung zu Mischfutter- 
mitteln für Schweine und Geflügel abgesetzt 
wurden. 

2. Die in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genannten 
Konten werden entlastet mit 

a) dem Gesamtbetrag der durch den Absatz im 
betreffenden Interventionsjahr erzielten Ein- 
nahmen; 

b) dem Wert der auf das nächste Interventions- 
jahr übertragenen Magermilchpulvermengen; 
dieser Wert wird durch Multiplikation der am 
1. Tag des neuen Jahres vorhandenen Mager- 
milchpulverbeständen mit dem an diesem Tag 
geltenden Interventionspreis errechnet; 

c) dem Wert der Fehlmengen, die über eine be- 
stimmte nach dem Verfahren des Artikels 30 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 festzu- 
setzende Toleranzgrenze hinausgehen. 

20 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 173 
vom 22. Juli 1968, S. 4 

- 1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 107 
vom 7. Dezember 1969, S. 2 

22 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 237 
vom 20. September 1969, S. 1 

23 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 162 
vom 4. Juli 1969, S. 21 

24 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1969, S. 39 
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Dieser Wert wird durch Multiplikation der 
die Toleranzgrenze überschreitenden Mengen 
mit dem höchsten Interventionspreis im be- 
treffenden Interventionsjahr errechnet. 

Die Fehlmengen sind gleich dem sich aus dem 
laufend geführten Inventar ergebenden Un- 
terschied zwischen dem Sollbestand und dem 
Istbestand, der am letzten Tag des betreffen- 
den Interventionsjahres festgestellt wird oder 
werden, wenn dieser Unterschied nicht fest- 
gestellt wird, mit Hilfe des Sollbestandes nach 
Erschöpfung des Istbestandes des betreffen- 
den Erzeugnisses ermittelt; 

d) den Einnahmen, die infolge der Nichtbeach- 
tung der Rechts- oder Vertragsvorschriften 
durch Verkäufer oder Ankäufer während des 
Interventionsjahres entstanden sind; 

e) den von den Lagerhaltern während des Inter- 
ventionsjahres eingenommenen Beträgen für 
Qualitätsminderung oder Verluste an Erzeug- 
nissen, soweit sich keine Überschneidung zu 
den Bestimmungen des Buchstaben c oder des 
Artikels 15 ergibt; 

f) im Falle Frankreichs mit einem Betrag in 
Höhe des Teils des in Artikel 1 Buchstabe b 
genannten Magermilchpulverwertes, der auf 
den in Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 886/68 vorgesehenen Berichti- 
gungsbetrag zurückzuführen ist. Dieser Be- 
trag errechnet sich durch Multiplikation des 
Berichtigungsbetrages mit der Magermilch- 
pulvermenge, die im Laufe des Interventions- 
jahres zum Interventionspreis zuzüglich des 
Berichtigungsbetrages angekauft worden ist. 

3. Interventionspreise im Sinne dieses Artikels sind 
Interventionspreise, die gegebenenfalls nach 
Maßgabe von Artikel 4 Absatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 886/68 - außer im Falle Frank- 
reichs - und Artikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1014/68 berichtigt wurden. 

Artikel 6 

1 . Die in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genannten 
Konten werden belastet mit 

a) dem Wert der vom vorhergehenden Interven- 
tionsjahr übertragenen Käsemengen; dieser 
Wert wird durch Multiplikation der am ersten 
Tag des neuen Interventionsjahres vorhan- 
denen Lagerbestände mit dem an diesem Tag 
geltenden Interventionspreis errechnet; 

b) dem Betrag der im betreffenden Interven- 
tionsjahr angekauften Käsemengen; 

c) dem Betrag der geleisteten Ausgaben im 
betreffenden Interventionsjahr gemäß Arti- 
kel 3 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
971/68 des Rates vom 15. Juli 1968 zur Fest- 
legung der Grundregeln für Interventionen 
auf dem Markt für Grana Padano- und Parmi- 
giano-Reggiano-Käse 25 ) ; 


d) dem Betrag der durch die Einlagerung ent- 
standenen Kosten im betreffenden Interven- 
tionsjahr, der aufgrund eines gemäß Artikel 
17 Absatz 1 festzulegenden Pauschalbetrags 
je Tonne Lagerzugang berechnet wird; 

e) dem Betrag der durch die Auslagerung ent- 
standenen Kosten im betreffenden Intenven- 
tionsjahr, der aufgrund eines gemäß Artikel 
17 Absatz 1 festzulegenden Pauschalbetrags 
je Tonne Lagerabgang berechnet wird; 

f) dem Betrag der reinen Lagerkosten im betref- 
fenden Interventionsjahr, außer den Finan- 
zierungskosten, der aufgrund eines gemäß 
Artikel 17 Absatz 1 festzulegenden Pauschal- 
betrags pro Gewichtseinheit/Lagerdauer er- 
rechnet wird; 

g) dem Betrag der Finanzierungskosten, der nach 
einer Methode und einem Zinssatz errechnet 
wird, die nach dem in Artikel 26 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Ver- 
fahren festzulegen sind; 

h) dem Betrag der der Interventionsstelle wäh- 
rend des Interventions jahres durch Maßnah- 
men in Anwendung von Artikel 8 Absatz 2 
zweiter Unterabsatz der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 entstandenen Kosten für die Ver- 
arbeitung; der Betrag der Kosten je Tonne 
verarbeiteter Käse wird für jede Art der 
Verarbeitung nach dem in Artikel 17 Absatz 
1 vorgesehenen Verfahren festgesetzt. 

2. Die in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c genannten 

Konten werden entlastet mit 

a) dem Gesamtbetrag der durch den Absatz im 
betreffenden Interventionsjahr erzielten Ein- 
nahmen; 

b) dem Wert der auf das nächste Interventions- 
jahr übertragenen Käsemengen; dieser Wert 
wird durch Multiplikation der am ersten Tag 
des neuen Interventionsjahres vorhandenen 
Käsebestände mit dem an diesem Tag gelten- 
den Interventionspreis errechnet; 

c) dem Wert der Fehlmengen, die über eine be- 
stimmte nach dem Verfahren des Artikels 30 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 festzuset- 
zenden Toleranzgrenze hinausgehen. 

Dieser Wert wird durch Multiplikation der 
die Toleranzgrenze überschreitenden Mengen 
mit dem höchsten Interventionspreis im be- 
treffenden Interventionsjahr errechnet. 

Die Fehlmengen sind gleich dem sich aus dem 
laufend geführten Inventar ergebenden Unter- 
schied zwischen dem Soll-Bestand und dem 
Ist-Bestand, der am letzten Tag des betreffen- 
den Interventions jahres festgestellt wird, oder 
werden, wenn dieser Unterschied nicht fest- 
gestellt wird, mit Hilfe des Soll-Bestandes 


25 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 17. Juli 1968, S. 8 
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nach Erschöpfung des Ist-Bestandes des be- 
treffenden Erzeugnisses ermittelt; 

d) den Einnahmen, die während des Interven- 
tionsjahres infolge der Nichtbeachtung der 
Rechts- oder Vertrags Vorschriften durch Ver- 
käufer oder Ankäufer entstanden sind; 

e) den von den Lagerhaltern während des Inter- 
ventionsjahres eingenommenen Beträgen für 
Qualitätsminderung oder Verluste an Erzeug- 
nissen, soweit sich keine Überschneidung zu 
den Bestimmungen des Buchstaben c oder des 
Artikels 15 ergibt. 

Artikel 7 

1. Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch 
die in Artikel 1 Buchstabe a genannten Maßnah- 
men entstanden sind, wird für jeden Mitglied- 
staat folgendermaßen errechnet: 

a) für Butter, für die die Laufzeit der Lagerver- 
träge nach dem 28. Juli 1968 beginnt, werden 
die für die Lagerung dieser Butter gezahlten 
Beihilfen addiert; 

b) für Butter, für die Lagerverträge gemäß Arti- 
kel 21 Absatz 3 der Verordnung Nr. 13/64/ 
EWG abgeschlossen wurden und deren Gel- 
tungsdauer über den 28. Juli 1968 hinaus ver- 
längert wurde, wird für jede Partie der Teil 
der Beihilfen errechnet, der der über den 
28. Juli 1968 hinausgehenden Vertragsdauer 
entspricht. Dieser Teil der Beihilfe errechnet 
sich durch Multiplikation der für die Partie 
gezahlten gesamten Beihilfe - gemäß Artikel 
21 Absatz 3 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
und den Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr. 355/68 - mit der über den 28. Juli 
1968 hinausgehenden Dauer des Kühlhaus- 
aufenthalts, bis zu der gegebenenfalls im Ver- 
trag vorgesehenen Höchstdauer. 

2. Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch 
die in Artikel 1 Buchstabe b genannten Maßnah- 
men entstanden sind, wird für jeden Mitglied- 
staat folgendermaßen gerechnet: 

a) handelt es sich bei diesen Maßnahmen um 
Beihilfen, so werden die für diese Maßnahmen 
gezahlten Beihilfen addiert; 

b) handelt es sich bei diesen Maßnahmen um 
Ankauf und Wiederverkauf durch eine Inter- 
ventionsstelle, so wird eine Bilanz aufgestellt, 
die die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben b 
und h sowie Absatz 2 Buchstaben a, c, d und f 
vorgesehenen Posten umfaßt. Die in dieser 
Bilanz ausgewiesenen Nettoverluste sind im 
Rahmen des Verbuchungszeitraums erstat- 
tungsfähig, in dem die Maßnahme abgeschlos- 
sen wurde. 

Artikel 8 

Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch die 

in Artikel 1 Buchstabe D genannten Maßnahmen 


entstanden sind, wird für jeden Mitgliedstaat nach 
einer Methode errechnet, die nach Möglichkeit 
gleichzeitig mit der gemäß Artikel 7 Absatz 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 zu erlassenden Ver- 
ordnung über diese Interventionen festgelegt- wird, 
spätestens aber innerhalb einer Frist von zwei Mo- 
naten nach Veröffentlichung der genannten Ver- 
ordnung. 

Artikel 9 

Der vergütbare Betrag der' Ausgaben, die durch die 
in Artikel 1 Buchstabe F genannten Maßnahmen 
entstanden sind, errechnet sich für den betreffenden 
Mitgliedstaat aus der Summe der Beihilfen, die der 
Mitgliedstaat für diese Maßnahme gezahlt hat. 

Artikel 10 

Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch die 
in Artikel 1 unter Buchstabe G genannten Maßnah- 
men entstanden sind, wird für jeden Mitgliedstaat 
nach einer Methode errechnet, die nach Möglichkeit 
gleichzeitig mit der gemäß Artikel 9 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 zu erlassenden Ver- 
ordnung über diese Interventionen festgelegt wird, 
spätestens aber innerhalb einer Frist von zwei Mo- 
naten nach Veröffentlichung der genannten Verord- 
nung. 

Artikel 11 

1. Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch 
die in Artikel 1 Buchstabe H genannten Maßnah- 
men entstanden sind, errechnet sich für jeden 
Mitgliedstaat aus der Summe der Beihilfen, die 
er für diese Maßnahmen gezahlt hat. 

2. Für Frankreich umfassen die Beihilfen, die für 
denaturiertes oder Futtermitteln beigemischtes 
Magermilchpulver gezahlt und für die Ermittlung 
der obengenannten Summe berücksichtigt wur- 
den, nicht den Berichtigungsbetrag nach Artikel 4 
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 886/68. 

3. In den Mitgliedstaaten, in denen die für Mager- 
milch zu Futterzwecken vorgesehene Beihilfe 
auch für Buttermilch für den gleichen Verwen- 
dungszweck gewährt wird und diese beiden Ar- 
ten von Beihilfen in der Buchführung nicht ge- 
sondert aufgeführt werden, wird der vergütbare 
Betrag der Ausgaben errechnet, indem die in Ab- 
satz 1 genannte Summe um einen Betrag ver- 
ringert wird, der nach einer Methode ermittelt 
wird, die gemäß dem in Artikel 17 Absatz 1 
zweiter Satz vorgesehenen Verfahren festgelegt 
wird. 

Artikel 12 

Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch die 
in Artikel 1 Buchstabe I genannten Maßnahmen ent- 
standen sind, wird für jeden Mitgliedstaat aus der 
Summe der Beihilfen berechnet, die er für diese 
Maßnahmen gezahlt hat. 

Im Falle Frankreichs umfassen die Beihilfen, die für 
zu Kasein verarbeitete Magermilch gezahlt wurden 
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und bei der Ermittlung der obengenannten Summe 
berücksichtigt wurden, nicht den Betrag von 0,24 
RE/ 100 kg zu Kasein verarbeitete Magermilch, der in 
Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1103/ 
68 der Kommission von 27. Juli 1968 zur Festset- 
zung der Beihilfen für zu Kaseinen und Kaseinaten 
verarbeitete Magermilch 26 ) bzw. der Verordnung 
(EWG) Nr. 146/69 der Kommission vom 24. Januar 
1969 zur Festsetzung der Beihilfen für zu Kaseinen 
und Kaseinaten verarbeitete Magermilch 27 ), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.2437/69 2ö ) 
genannt ist. 

Artikel 13 

1. Der vergütbare Betrag der Ausgaben, die durch 
die in Artikel 1 Buchstabe i genannten und be- 
reits festgelegten Maßnahmen entstanden sind, 
wird für jeden Mitgliedstaat nach Maßgabe von 
Absatz 2 berechnet. 

Für alle in Artikel 1 Buchstabe J genannten und 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung festgeleg- 
ten Maßnahmen wird der vergütbare Betrag nach 
einer Methode errechnet, die nach Möglichkeit 
gleichzeitig mit der Verordnung über diese Maß- 
nahmen festgelegt wird, spätestens aber inner- 
halb einer Frist von zwei Monaten nach Ver- 
öffentlichung der genannten Verordnung. 

2. Die vergütbaren Beträge der Ausgaben, die auf- 
grund nachstehender Bestimmungen entstanden 
sind: 

a) Verordnung (EWG) Nr. 881/69 des Rates vom 
13. Mai 1969 zur Festlegung der Grundregeln 
betreffend die Verwendung von Vollmilch- 
pulver zur Herstellung von Mischfutter für 
Kälber 29 ) ; 

b) Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1977/68; 

c) Entscheidung der Kommission vom 12. Fe- 
bruar 1969 mit Maßnahmen zugunsten be- 
stimmter Verbrauchergruppen für den ver- 
billigten Bezug von Butter 

errechnen sich für jeden Mitgliedstaat aus der 
Summe der Beihilfen bzw. Subventionen, die die- 
ser für die einzelnen Maßnahmen gezahlt hat. 

Artikel 14 

Die Kautionen, die gemäß Artikel 7 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1106/68 der Kommission vom 27. Juli 
1968 über die Durchführungsbestimmungen zur Ge- 
währung von Beihilfen für Magermilchpulver für 
Futterzwecke und zu Mischfutter verarbeitete Ma- 
germilch 30 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2567/69 31 ), gestellt werden und einbe- 
halten werden, wenn das Magermilchpulver weder 
denaturiert noch zu Mischfutter verarbeitet wird, 
werden von den vergütbaren Ausgaben des Mit- 
gliedstaates abgezogen, der diese Kautionen erho- 
ben hat. 


Artikel 15 

Der vergütbare Betrag im Sinne von Artikel 3 wird 
um die Ausgaben gekürzt, die nach dem Verfahren 
des Artikels 17 Absatz 1 zweiter Satz festgestellt 
worden sind und sich aus fahrlässigem Verhalten er- 
geben, für das die Mitgliedstaaten verantwortlich 
sind. 

Artikel 16 

Die vergütbaren Ausgaben der Mitgliedstaaten für 
Milch und Milcherzeugnisse für den Verbuchungs- 
zeitraum 1968/69 werden um 170 Millionen RE ge- 
kürzt. Dieser Betrag wird auf die Mitgliedstaaten im 
Verhältnis zu den am 1. April 1968 jeweils vorhan- 
denen Butterbeständen aufgeteilt, und zwar 


Belgien und Luxemburg: 

4 993 750 32 ) 

RE 

Deutschland: 

70 975 000 

RE 

Frankreich: 

77 031 250 

RE 

Italien: 

318 750 

RE 

Niederlande: 

16 681 250 

RE. 


Artikel 17 

1. Alle nach diesem Artikel festzulegenden Pau- 
schalbeträge sind einheitlich für die Gemein- 
schaft. Sie werden nach dem in Artikel 26 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Ver- 
fahren festgesetzt. Dabei werden die Ergebnisse 
der Prüfung berücksichtigt, die nach Artikel 31 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vorgenommen 
wurden. 

2. Die Durchführungsvorschriften zu den vorstehen- 
den Artikeln können nach dem in Artikel 26 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Ver- 
fahren erlassen werden, sofern nicht ausdrücklich 
vorgeschrieben ist, daß sie nach dem in Absatz 1 
zweiter Satz oder nach dem in Artikel 30 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vorgesehenen 
Verfahren erlassen werden müssen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


26 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 184 
vom 29. Juli 1968, S. 21 

27 1 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 21 
vom 28. Januar 1969, S. 3 

28 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 307 
vom 7. Dezember 1969, S. 7 

29 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 16. Mai 1969, S. 1 

30 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 184 
vom 29. Juli 1968, S. 26 

31 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 321 
vom 23. Dezember 1969, S. 26 

32 ) Die endgültige Fassung enthält die Aufteilung der 
4700 Tonnen auf Belgien und Luxemburg. 


Geschehen zu Brüssel, den 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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1. Die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vom 27. Juni 
1968 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Milch und Milcherzeugnisse ist am 29. Juli 1968 
in Kraft getreten. Sie lost die Verordnung Nr. 13/ 
64/EWG von 5. Februar über die schrittweise 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
auf demselben Sektor ab und sieht ebenso wie 
diese eine Erstattungsregelung bei der Ausfuhr 
nach dritten Ländern und eine Interventions- 
regelung auf dem Binnemarkt vor. Doch wie bei 
den meisten gemeinsamen Marktorganisationen 
hat der Übergang zu einer gemeinsamen Preis- 
regelung zu einer Zunahme der Interventions- 
maßnahmen geführt. So kam zu den Maßnah- 
men für die Lagerung von Butter die Möglich- 
keit weiterer Interventionen bei Butterfett ge- 
mäß Artikel 12 der neuen Verordnung und 
insbesondere die Möglichkeit von Interventionen 
bei folgenden Milcherzeugnissen hinzu: 

— Magermilchpulver (Lagerhaltung und Beihil- 
fen) r 

— bestimmte Käsesorten (Lagerhaltung), 

— Kasein (Beihilfen). 

Die Rückvergütung der von den Mitgliedstaaten 
getätigten Ausgaben für gemeinschaftliche Inter- 
ventionen gemäß der Verordnung Nr. 13/64/ 
EWG ist in der Verordnung (EWG) Nr. 1135/68 
vom 30. Juli 1968 geregelt. In der vorliegenden 
Verordnung sollen nun die Bedingungen geregelt 
werden, unter denen die Ausgaben der Mitglied- 
staaten für Interventionen gemäß der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 für eine Finanzierung 
durch den Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 
rantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Garantie, in Betracht kommen. 

2. Die in der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vorge- 
sehenen gemeinschaftlichen Interventionen ent- 
sprechen den Bedingungen, die in Artikel 6 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG des Rates 
vom 5. Januar 1964 über die Bedingungen für 
die Beteiligung des Fonds niedergelegt sind. Da- 
her bestimmt Artikel 1, daß die den Mitgliedstaa- 
ten entstandenen Ausgaben nach Artikel 6 ver- 
gütbar sind. Ferner werden die Ausgaben in 
Artikel 1 auf Grund ihrer großen Zahl und Ver- 
schiedenartigkeit erneut auf geführt und zu Grup- 
pen zusammengefaßt. 

3. In Artikel 2 werden zwei Sonderprobleme behan- 
delt: 

— Am 29. Juli 1968 gab es in den Mitgliedstaa- 
ten Butterbestände, die gemäß den zwingen- 
den Gemeinschaftsvorschriften der Verord- 
nung Nr. 13/64/EWG angelegt worden waren. 
Da diese Verordnung seit diesem Zeitpunkt 
nicht mehr anwendbar ist, müssen die betref- 
fenden Bestände so behandelt werden, als ob 
sie Gegenstand einer Intervention im Sinne 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 gewesen 
wären. 


— Beträchtliche Buttermengen sind in der Ge- 
meinschaft nach Maßgabe zwingender Ge- 
meinschaftsvorschriften (Verordnung Nr. 13/ 
64/EWG oder Verordnung (EWG) Nr. 804/68) 
eingelagert worden; zum Abbau dieser Be- 
stände mußte auf besondere Maßnahmen zu- 
rückgebriffen werden, durch die der Butter- 
verbrauch erhöht werden sollte. Derartige 
Sondermaßnahmen sind in Artikel 6 Absatz 3 
zweiter Unterabsatz und in Artikel 12 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vorgesehen. 
Einige Sondermaßnahmen konnten jedoch 
nicht auf der Grundlage dieser Artikel ge- 
troffen werden, so daß hierfür Artikel 35 
herangezogen werden mußte, weil entweder 
der Rat noch nicht in der Lage war, die allge- 
, meinen Regeln für diese Maßnahmen festzu- 
legen, oder die Lage in einigen Mitgliedstaa- 
ten, insbesondere hinsichtlich der Regelung 
für Butter, vorübergehend dazu zwingt, in die 
Verordnungen oder Entscheidungen über die- 
se Maßnahmen Vorschriften einzufügen, die 
von Artikel 22 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 hinsichtlich des Warenver- 
kehrs mit Milcherzeugnissen innerhalb der 
Gemeinschaft abweichen. Obwohl diese Maß- 
nahmen fprmell gesehen auf Artikel 35 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804 beruhen, entspre- 
chen sie den in Artikel 6 und 12 der genann- 
ten Verordnung vorgesehenen Maßnahmen 
und müssen diesen daher hinsichtlich ihrer 
Finanzierung gleichgestellt werden. 

4. Die anderen Vorschriften der Verordnung legen 
die Kriterien für die Berechnung der vergütbaren 
Ausgaben für jede einzelne in Artikel 1 definierte 
Interventionsart fest. 

Diese Vorschriften entsprechen der Entschließung 
des Rates vom 22. April 1969 über die Grund- 
sätze der gemeinsamen Finanzierung der Inter- 
ventionen auf dem Binnenmarkt (Dok. R/4 13/69). 
Sie sind mit den Vorschriften der Verordnungen 
über die Vergütbarkeit vergleichbar, die bereits 
für andere Sektoren erlassen wurden. So ist bei 
den gemäß den Gemeinschaftsvorschriften festge- 
legten Interventionen in Form von Beihilfen oder 
Subventionen der vergütbare Betrag gleich der 
Summe der so getätigten Ausgaben, und bei In- 
terventionen in Form von Ankauf, Lagerhaltung 
und Absatz durch eine öffentliche Interventions- 
stelle wird der vergütbare Betrag mittels einer 
Bilanz festgestellt, aus der die Nettoverluste her- 
vorgehen. 

5. Die Besonderheiten und die Vielschichtigkeit der 
Interventionen auf dem Sektor Milch und Milch- 
erzeugnisse haben jedoch zu dem Bemühen ge- 
führt, den allgemeinen Aufbau der Verordnung 
etwas anders zu gestalten. So erschien es bei- 
spielsweise vorteilhafter, in getrennten Artikeln 
die Bilanzen aufzuführen, die für Butter, Mager- 
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milchpulver und die Käsesorten Grana Padano 
und Parmigiano-Reggiano aufzustellen sind, da 
die Situation innerhalb dieser drei Erzeugnis- 
gruppen nicht genau die gleiche ist. So wurde 
auch für die anderen Kategorien von Ausgaben, 
die nicht mittels einer Bilanz festgestellt werden, 
jeweils ein eigener Artikel vorgesehen. 

6. Was die Grundlage der Verordnung selbst anbe- 
langt, so mußten neben den spezifischen Beson- 
derheiten des Sektors, insbesondere hinsichtlich 
des Übergangs von der vorübergehenden Rege- 
lung zur Regelung der gemeinsamen Preise, so- 
wohl im Hinblick auf die Marktorganisation 
selbst als auch auf die Finanzierungsmodalitäten 
auch die seit Beginn der Durchführung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 gesammelten Erfah- 
rungen berücksichtigt werden. Daher enthält der 
Verordnungsentwurf einige ihm eigene Vor- 
schriften. 

a) Die Verordnung führt mit Artikel 3 Absatz 1 
den Begriff des Interventionsjahres ein, damit 
die Finanzierung der Agrarpolitik auf diesem 
Sektor nicht durch Entscheidungen, durch die 
das Milchwirtschaftsjahr verlängert werden 
kann, beeinträchtigt wird. Dieses Interven- 
tionsjahr wird in Artikel 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 definiert. Die Kommission 
behält es sich indessen vor, gegebenenfalls die 
Definition des Interventionsjahres im Rahmen 
einer allgemeinen Anpassung des Bilanz- 
Systems der verschiedenen Sektoren im Zu- 
sammenhang mit der Annahme der Verord- 
nung zur Festlegung ergänzender Vorschrif- 
ten für die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik zu ändern (Dok. R/328/70). Für 
das Milchwirtschaftsjahr 1968/69, das gegen- 
über dem Interventionsjahr mit viermonatiger 
Verspätung begann und um 8 Monate darüber 
hinaus verlängert wurde, erschien es ratsam, 
das Interventionsjahr 1968/69 zum gleichen 
Zeitpunkt abzuschließen wie den Verbu- 
chungszeitraum 1968/69 des Fonds, d. h. zum 
30. Juni 1969. Damit stimmen beide Jahre 
praktisch überein, und das Interventionsjahr 
1968/69 erhält beinahe eine normale Dauer. 
Bei den Entscheidungen über die Abschlags- 
zahlungen für den Verbuchungszeitraum 1968/ 
69 hat die Kommission ein am 29. Juli 1968 
beginnendes und am 30. Juni 1969 endendes 
Jahr zugrunde gelegt. 

b) Bei der Errechnung des Wertes der zum Zeit- 
punkt des Übergangs von einem Interven- 
tionsjahr zum anderen vorhandenen Lager- 
bestände wird - wie in den anderen Sektoren 
der gemeinsamen Marktorganisation - der In- 
terventionspreis festgelegt, der am 1. Tag des 
darauffolgenden Interventionsjahres gilt. Um 
jedoch die Qualitätsminderung der eingela- 
gerten Butter berücksichtigen zu können, wird 
auf die Interventionspreise für Butter ein 
Koeffizient von 0,94 angewandt. Ferner hat 


sich in einigen Mitgliedstaaten der Interven- 
tionspreis für Butter beim Übergang von der 
vorübergehenden Regelung zur einheitlichen 
Preisregelung am 29. Juli 1968 beträchtlich 
geändert. Um diesen Umstand zu berücksich- 
tigen, wurde bei der Bewertung der bei die- 
sem Übergang vorhandenen Lagerbestände 
als Interventionspreis der Preis gewählt, der 
am 28. Juli 1968 in den Mitgliedstaaten galt. 

c) Der vorliegende Verordnungsentwurf sieht 
eine Klausel über die Errechnung der Finan- 
zierungskosten für die Lagerhaltung vor. Der 
Grund hierfür ist, daß nicht für alle Butterbe- 
stände der gleiche Kapitaleinsatz erforderlich 
ist; so sieht der Entwurf einerseits vor, daß 
den Mitgliedstaaten der Wertverlust erstattet 
wird, den sie beim Wechsel des Interven- 
tionsjahres infolge der pauschal auf 6°/o an- 
gesetzten Qualitätsminderung bei den Be- 
ständen erlitten haben, was zur Folge hat, daß 
sich das Anlagevermögen in Form dieser La- 
gerbestände im gleichen Maße verringert; 
andererseits kann der Interventionspreis wäh- 
rend des Interventions jahres Schwankungen 
unterliegen. 

d) Der Rat hat Verordnungen erlassen, die eine 
Lieferung von Butteröl und Magermilchpulver 
an die Entwicklungsländer über das Welt- 
ernährungsprogramm und über das Interna- 
tionale Komitee des Roten Kreuzes vorsehen. 
Gleichzeitig hat der Rat auf seiner 74. Tagung 
am 16. und 17. Juli 1969 und auf seiner 80. 
Tagung am 15. und 16. September 1969 Ent- 
scheidungen angenommen, die vorsehen, daß 
der EAGFL, Abteilung Garantie, sämtliche 
Ausgaben für diese Lieferungen sowie auch 
die Verluste, die sich aus der kostenlosen 
Abgabe durch die Interventionsstellen erge- 
ben, nach den gleichen Prinzipien übernimmt, 
wie bei den Ausgaben, die aus anderen ge- 
meinschaftlichen Interventionsmaßnahmen auf 
dem Binnenmarkt im Sektor Milch und Milch- 
erzeugnisse entstehen. Daher wurden Vor- 
schriften eingeführt, damit den Mitgliedstaa- 
ten die Ausgaben erstattet werden, die ihnen 
durch die in diesen Verordnungen vorgesehe- 
nen Aktionen (Dok. R/ 1332/69 und Dok. R/ 
1453/69). 

e) Auf seiner 83. Tagung vom 28. Oktober 1969 
ist der Rat übereingekommen, Lagerbutter zu 
ermäßigten Preisen zu verkaufen; die Er- 
mäßigung kann bis zu 2,50 DM je kg errei- 
chen; der EAGFL erstattet hierbei jedoch nur 
einen Betrag bis zu 1,25 DM je kg. Dieser 
Beschluß über die verbilligte Abgabe von 
Butter wurde dann auf Gemeinschaftsebene 
durch Entscheidung Nr. 398/69/EWG der Kom- 
mission vom 6. November 1969 in seinen Ein- 
zelheiten präzisiert. Der vorliegende Entwurf 
sieht daher eine Vorschrift vor, derzufolge 
die gemäß dieser Verordnung zu Lasten des 
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EAGFL gehenden Ausgaben auf 1,25 DM je 
kg bzw. 0,3415 RE je kg begrenzt werden 
(Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz e). 

f) Bei Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 am 29. Juli 1968 waren Butterbestände 
vorhanden, die aufgrund von Verträgen ge- 
mäß Artikel 21 Absatz 3 der Verordnung Nr. 
13/64/EWG eingelagert worden waren. Die 
Verordnung (EWG) Nr. 1135/68 sieht die Be- 
rechnungsart für die Rückvergütung der La- 
gerungskosten für diese Butter bis zum 28. Ju- 
li 1968 vor. Es ist daher nicht möglich, hier- 
für die gleiche Rückerstattungsregelung anzu- 
wenden wie auf die Butter, bei der die Ein- 
lagerungsverträge nach dem 28. Juli 1968 ab- 
geschlossen wurden. Die Lagerkosten für die- 
se Butter sind infolgedessen in zwei Teile zu 
unterteilen: Kosten der Lagerung bis 29. Juli 
1968 und Kosten der Lagerung nach dem 
28. Juli 1968. Diese Frage ist in Artikel 7 
Absatz 1 Buchstabe b geregelt. 

g) Die Verordnung (EWG) Nr. 886/68 des Rates 
vom 28. Juni 1968 setzt den Richtpreis für 
Milch sowie die für das Milchwirtschaftsjahr 
1968/69 geltenden Interventionspreise fest. In 
derselben Verordnung sind ferner Berichti- j 
gungsbeträge vorgesehen. Diese für einige 
Mitgliedstaaten positiven und für andere Mit- ; 
gliedstaaten negativen Berichtigungsbeträge 
führen dazu, daß die Ankaufpreise vom ge- 
meinschaftlichen Interventionspreis abweichen 
und verändern die Beihilfen, die für Mager- 
milch zu Futterzwecken oder zur Kaseinher- 
stellung gewährt werden. Bei der Verabschie- 
dung dieser Verordnung war der Rat überein- 
gekommen, daß die Ausgaben, die sich aus 
den für Frankreich, Belgien und Luxemburg 
vorgesehenen positiven Berichtigungsbeträ- 
gen ergeben, nur den Mitgliedstaaten vergü- 
tet würden, in denen der vor dem 29. Juli 
1968 geltende Interventionspreis für Butter 
mindestens 1762,5 RE je Tonne betrug, was 
für Belgien und Luxemburg zutraf. 

Um diese Berichtigungsbeträge zu berücksich- 
tigen, mußten besondere Vorschriften in den 
Artikeln 4, 5, 11 und 12 des vorliegenden Ent- 
wurfs vorgesehen werden. 

h) Gemäß Artikel 10 der Verordnung Nr. 804/68 
wird für Magermilch und Magermilchpulver, 
die für Futterzwecke verwendet werden, eine 
Beihilfe gewährt. Ferner hat die Kommission 


in ihrer Entscheidung Nr. 351/68/EWG vom 
5. September 1968 Deutschland ermächtigt, 
einzelstaatliche Beihilfen für Buttermilch und 
Buttermilchpulver, die zu Futterzwecken ver- 
wendet werden, zu gewähren. Diese einzel- 
staatlichen, d. h. nicht vom EAGFL erstat- 
tungsfähigen Beihilfen werden gewährt, ohne 
daß hierbei in der Praxis ein Unterschied 
gegenüber den in der Gemeinschaftsregelung 
vorgesehenen Beihilfen für Magermilch ge- 
macht wird. Damit diese Beihilfen nicht rück- 
vergütet werden müssen, ist eine Klausel vor- 
gesehen, um festzustellen, wie hoch im Rah- 
men des Gesamtbetrages der gezahlten Bei- 
hilfen der Anteil ist, der auf Buttermilch und 
Buttermilchpulver entfällt (Artikel 11 Absatz 
3). 

i) Schließlich hatte der Rat auf seiner 35. Ta- 
gung vom 27. bis 29. Mai 1969 eine Entschlie- 
ßung gefaßt, wonach die für den Verbuchungs- 
zeitraum 1968/69 für eine Finanzierung in 
Betracht kommenden Ausgaben für Milch und 
Milcherzeugnisse um 170 Mio RE gekürzt 
werden. Dieser Betrag muß auf die Mitglied- 
staaten im Verhältnis zu den am 1. April 1968 
jeweils vorhandenen Butterbeständen wie 


folgt aufgeteilt werden: 

Belgien und Luxemburg: 4 700 T 

Deutschland: 66 800 T 

Frankreich: 72 500 T 

Italien: 300 T 

Niederlande: 15 700 T 


Diese Entschließung erfährt in Artikel 15 des 
vorliegenden Entwurfs ihre Konkretisierung. 

7. Schließlich muß darauf hingewiesen werden, daß 
bis zum Erlaß der Durchführungsverordnungen 
für einige in der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
vorgesehenen Interventionen die Modalitäten für 
die Beteiligung des Fonds an diesen Maßnahmen 
in der vorliegenden Verordnung noch nicht er- 
lassen wurden; die Verordnung bestimmt jedoch, 
daß diese Modalitäten soweit wie möglich zur 
gleichen Zeit wie die betreffenden Verordnungen 
festgelegt werden. Dies gilt für die private La- 
gerhaltung von Magermilchpulver, für die Lager- 
haltung von lagerfähigen Käsesorten und für die 
Maßnahmen betreffend die Überschüsse an But- 
terfett, die nach Maßgabe von Artikel 12 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 im Anschluß an 
die Verabschiedung der vorliegenden Verord- 
nung getroffen werden könnten. 
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